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Genehmigungs- oder Beitrittsurkunde beim Generalsekretär der 
Vereinten Nationen in Kraft. 

2. Für jeden Staat, der dieses Übereinkommen nach Hinterle-
gung der zweiundzwanzigsten Ratifikations-, Annahme-, Ge-
nehmigungs- oder Beitrittsurkunde ratifiziert, annimmt, ge-
nehmigt oder ihm beitritt, tritt es am dreißigsten Tag nach Hin-
terlegung der Ratifikations-, Annahme-, Genehmigungs- oder 
Beitrittsurkunde durch diesen Staat in Kraft. 

Artikel 27 

1. Jeder Vertragsstaat kann dieses Übereinkommen durch eine 
an den Generalsekretär der Vereinten Nationen gerichtete 
schriftliche Notifikation kündigen. 

2. Die Kündigung wird ein Jahr nach Eingang der Notifikation 
beim Generalsekretär der Vereinten Nationen wirksam. 

Artikel 28 

 Die Urschrift dieses Übereinkommens, deren arabischer, 
chinesischer, englischer, französischer, russischer und spani-
scher Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird beim Gene-
ralsekretär der Vereinten Nationen hinterlegt; dieser übermittelt 
allen Staaten beglaubigte Abschriften. 

 ZU URKUND DESSEN haben die von ihren Regierungen 
hierzu gehörig befugten Unterzeichneten dieses Übereinkom-
men, das am 10. Januar 2000 am Sitz der Vereinten Nationen 
in New York zur Unterzeichnung aufgelegt wurde, unterschrie-
ben. 

ANLAGE 

1. Übereinkommen zur Bekämpfung der widerrechtlichen In-
besitznahme von Luftfahrzeugen (Den Haag, 16. Dezember 
1970). 

2. Übereinkommen zur Bekämpfung widerrechtlicher Hand-
lungen gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt (Montreal, 
23. September 1971). 

3. Übereinkommen über die Verhütung, Verfolgung und Be-
strafung von Straftaten gegen völkerrechtlich geschützte Perso-
nen einschließlich Diplomaten, verabschiedet von der General-
versammlung der Vereinten Nationen am 14. Dezember 1973. 

4. Internationales Übereinkommen gegen Geiselnahme, verab-
schiedet von der Generalversammlung der Vereinten Nationen 
am 17. Dezember 1979. 

5. Übereinkommen über den physischen Schutz von Kernma-
terial (Wien, 3. März 1980). 

6. Protokoll zur Bekämpfung widerrechtlicher gewalttätiger 
Handlungen auf Flughäfen, die der internationalen Zivilluft-
fahrt dienen, in Ergänzung des Übereinkommens zur Bekämp-
fung widerrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit der Zi-
villuftfahrt (Montreal, 24. Februar 1988). 

7. Übereinkommen zur Bekämpfung widerrechtlicher Hand-
lungen gegen die Sicherheit der Seeschifffahrt (Rom, 10. März 
1988). 

8. Protokoll zur Bekämpfung widerrechtlicher Handlungen 
gegen die Sicherheit fester Plattformen, die sich auf dem Fest-
landsockel befinden (Rom, 10. März 1988). 

9. Internationales Übereinkommen zur Bekämpfung terroristi-
scher Bombenanschläge, verabschiedet von der Generalver-
sammlung der Vereinten Nationen am 15. Dezember 1997. 

RESOLUTION 54/110 

Auf der 76. Plenarsitzung am 9. Dezember 1999 in einer aufgezeichneten Abstim-
mung mit 149 Stimmen ohne Gegenstimme und zwei Enthaltungen54 verabschie-
det, auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/615) 

54/110. Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen 
Terrorismus 

 Die Generalversammlung, 

 geleitet von den Zielen und Grundsätzen der Charta der 
Vereinten Nationen, 

 unter Hinweis auf alle ihre einschlägigen Resolutionen, na-
mentlich die Resolution 49/60 vom 9. Dezember 1994, mit der 
sie die Erklärung über Maßnahmen zur Beseitigung des inter-
nationalen Terrorismus verabschiedet hat, sowie ihre Resolu-
tionen 50/53 vom 11. Dezember 1995, 51/210 vom 
17. Dezember 1996, 52/165 vom 15. Dezember 1997 und 
53/108 vom 8. Dezember 1998 sowie die Resolution 1269 
(1999) des Sicherheitsrats vom 19. Oktober 1999, 

 sowie unter Hinweis auf die Erklärung anlässlich des fünf-
zigsten Jahrestages der Vereinten Nationen55, 

 zutiefst beunruhigt darüber, dass weltweit nach wie vor ter-
roristische Handlungen verübt werden, 

 betonend, dass es notwendig ist, die internationale Zusam-
menarbeit zwischen Staaten und zwischen internationalen Or-
ganisationen und Organen, regionalen Organisationen und Ab-
machungen und den Vereinten Nationen weiter zu stärken, um 
den Terrorismus in allen seinen Formen und Ausprägungen, 
gleichviel wo und von wem er begangen wird, zu verhüten, zu 
bekämpfen und zu beseitigen, 

 eingedenk der Notwendigkeit, die Rolle der Vereinten Na-
tionen und der zuständigen Sonderorganisationen bei der Be-
kämpfung des internationalen Terrorismus zu stärken, sowie 
der Vorschläge des Generalsekretärs im Hinblick auf die Stär-
kung der diesbezüglichen Rolle der Organisation, 

 überzeugt, dass es wichtig ist, dass die Generalversamm-
lung als universales Organ mit entsprechender Zuständigkeit 
sich mit Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen Ter-
rorismus befasst, 

 unter Hinweis auf die Erklärung über Maßnahmen zur Be-
seitigung des internationalen Terrorismus in der Anlage zu der 

 
54 Einzelheiten siehe Anhang II. 
55 Siehe Resolution 50/6. 
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Resolution 49/60, in der die Generalversammlung die Staaten 
ermutigt hat, den Anwendungsbereich der bestehenden völker-
rechtlichen Bestimmungen über die Verhütung, Bekämpfung 
und Beseitigung des Terrorismus in allen seinen Formen und 
Ausprägungen dringend zu überprüfen, um sicherzustellen, 
dass es einen umfassenden rechtlichen Rahmen gibt, der alle 
Aspekte der Frage erfasst, 

 Kenntnis nehmend von dem Schlusskommuniqué der am 
23. September 1999 in New York abgehaltenen Tagung der 
Außenminister und Delegationsleiter der Bewegung der nicht-
gebundenen Länder56, auf der die gemeinsame Position der 
Bewegung der nichtgebundenen Länder zum Terrorismus wie-
derholt und die vorherige Initiative der vom 29. August bis 
3. September 1998 in Durban (Südafrika) abgehaltenen zwölf-
ten Konferenz der Staats- und Regierungschefs der nichtgebun-
denen Länder bekräftigt wurde, mit der zur Einberufung einer 
internationalen Gipfelkonferenz unter der Schirmherrschaft der 
Vereinten Nationen zur Ausarbeitung konzertierter gemeinsa-
mer Antwortmaßnahmen der internationalen Gemeinschaft auf 
den Terrorismus in allen seinen Formen und Ausprägungen 
aufgerufen wurde57,  

 unter Hinweis auf ihren Beschluss in Resolution 53/108, 
sich auf ihrer vierundfünfzigsten Tagung mit der Frage zu be-
fassen, im Jahr 2000 unter der Schirmherrschaft der Vereinten 
Nationen eine Konferenz auf hoher Ebene einzuberufen, die 
konzertierte gemeinsame Antwortmaßnahmen der internationa-
len Gemeinschaft auf den Terrorismus in allen seinen Formen 
und Ausprägungen ausarbeiten soll, 

 im Hinblick auf die Anstrengungen zur Verhütung, Be-
kämpfung und Beseitigung des Terrorismus in allen seinen 
Formen und Ausprägungen, gleichviel wo und von wem er be-
gangen wird, die auf regionaler Ebene, insbesondere durch die 
Ausarbeitung regionaler Übereinkünfte und deren Einhaltung, 
unternommen werden,  

 nach Prüfung des Berichts des Generalsekretärs58, 

 1. verurteilt nachdrücklich alle terroristischen Hand-
lungen, Methoden und Praktiken, gleichviel wo und von wem 
sie begangen werden, als kriminell und nicht zu rechtfertigen; 

 2. erklärt erneut, dass kriminelle Handlungen, die dazu 
gedacht oder darauf angelegt sind, die breite Öffentlichkeit, ei-
nen bestimmten Personenkreis oder bestimmte Personen zu po-
litischen Zwecken in Terror zu versetzen, unter keinen Um-
ständen zu rechtfertigen sind, gleichviel welche politischen, 
weltanschaulichen, ideologischen, rassischen, ethnischen, reli-
giösen oder sonstigen Erwägungen zu ihrer Rechtfertigung gel-
tend gemacht werden; 

 
56 A/54/469-S/1999/1063, Anlage; siehe Official Records of the Security Coun-
cil, Fifty-fourth Year, Supplement for October, November and December 1999, 
Dokument S/1999/1063. 
57 Siehe A/53/667-S/1998/1071, Anlage I, Ziffern 149-162; siehe Official Re-
cords of the Security Council, Fifty-third Year, Supplement for October, No-
vember and December 1998, Dokument S/1998/1071. 
58 A/54/301 und Add.1. 

 3. fordert alle Staaten erneut auf, im Einklang mit den 
entsprechenden Bestimmungen des Völkerrechts, einschließlich 
der internationalen Menschenrechtsnormen, weitere Maß-
nahmen zu beschließen, um Terrorismus zu verhüten und die 
internationale Zusammenarbeit bei der Bekämpfung des Terro-
rismus zu stärken, und zu diesem Zweck insbesondere die Er-
greifung von Maßnahmen zu erwägen, wie sie in Ziffer 3 a) bis 
f) ihrer Resolution 51/210 enthalten sind; 

 4. fordert außerdem alle Staaten erneut auf, im Hinblick 
auf die effizientere Umsetzung der entsprechenden Rechts-
instrumente nach Bedarf und soweit angezeigt verstärkt Infor-
mationen über Tatsachen im Zusammenhang mit dem Terro-
rismus auszutauschen, dabei jedoch die Verbreitung ungenauer 
oder nicht nachgeprüfter Informationen zu vermeiden; 

 5. fordert die Staaten erneut auf, terroristische Aktivi-
täten weder zu finanzieren, zu begünstigen, dafür auszubilden 
noch auf andere Weise zu unterstützen; 

 6. erklärt erneut, dass die internationale Zusammenarbeit 
sowie die Maßnahmen der Staaten zur Bekämpfung des Terro-
rismus im Einklang mit den Grundsätzen der Charta der Ver-
einten Nationen, dem Völkerrecht und den einschlägigen inter-
nationalen Übereinkünften stehen sollten; 

 7. legt allen Staaten eindringlich nahe, soweit nicht be-
reits geschehen, mit Vorrang zu erwägen, Vertragspartei der in 
der Ziffer 6 der Resolution 51/210 genannten einschlägigen 
Übereinkünfte und Protokolle sowie des Internationalen Über-
einkommens zur Bekämpfung terroristischer Bombenan-
schläge59 zu werden, und fordert alle Staaten auf, nach Bedarf 
diejenigen innerstaatlichen Rechtsvorschriften zu erlassen, die 
zur Umsetzung der Bestimmungen dieser Übereinkünfte und 
Protokolle erforderlich sind, um sicherzustellen, dass die Zu-
ständigkeit ihrer Gerichte es ihnen ermöglicht, die Urheber ter-
roristischer Handlungen vor Gericht zu stellen, und zu diesem 
Zweck mit anderen Staaten und zuständigen internationalen 
und regionalen Organisationen zusammenzuarbeiten und ihnen 
Unterstützung und Hilfe zu gewähren; 

 8. bekräftigt die in der Anlage zu der Resolution 49/60 
enthaltene Erklärung über Maßnahmen zur Beseitigung des in-
ternationalen Terrorismus sowie die in der Anlage zu der Reso-
lution 51/210 enthaltene Zusatzerklärung zu der Erklärung von 
1994 über Maßnahmen zur Beseitigung des internationalen 
Terrorismus und fordert alle Staaten auf, sie umzusetzen; 

 9. nimmt Kenntnis von der Schaffung der Unterabteilung 
Terrorismusverhütung des Zentrums für internationale Verbre-
chensverhütung in Wien und begrüßt es, dass diese sich be-
müht, nach Prüfung der innerhalb des Systems der Vereinten 
Nationen gegebenen Möglichkeiten die Kapazitäten der Ver-
einten Nationen auf dem Gebiet der Terrorismusverhütung 
durch Forschung und technische Zusammenarbeit auszubauen; 

 10. bittet die Staaten, soweit noch nicht geschehen, dem 
Generalsekretär Informationen über ihre innerstaatlichen Ge-
 
59 Resolution 52/164, Anlage. 
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setze und Rechtsvorschriften betreffend die Verhütung und Be-
kämpfung von Akten des internationalen Terrorismus vorzule-
gen; 

 11. bittet die regionalen zwischenstaatlichen Organisatio-
nen, dem Generalsekretär Informationen über die von ihnen auf 
regionaler Ebene getroffenen Maßnahmen zur Beseitigung des 
internationalen Terrorismus vorzulegen; 

 12. beschließt, dass der Ad-hoc-Ausschuss nach Resolu-
tion 51/210 der Generalversammlung vom 17. Dezember 1996 
die Ausarbeitung des Entwurfs eines internationalen Überein-
kommens zur Bekämpfung von nuklearen terroristischen Hand-
lungen mit dem Ziel der Fertigstellung dieses Instruments fort-
setzen, die Möglichkeit der weiteren Entwicklung eines umfas-
senden rechtlichen Rahmens von Übereinkünften betreffend 
den internationalen Terrorismus, namentlich auch die Ausarbei-
tung eines umfassenden Übereinkommens über den internatio-
nalen Terrorismus, prüfen und sich mit der Frage der Einberu-
fung, unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen, einer 
Konferenz auf hoher Ebene zur Ausarbeitung konzertierter ge-
meinsamer Antwortmaßnahmen der internationalen Gemein-
schaft auf den Terrorismus in allen seinen Formen und Ausprä-
gungen befassen wird; 

 13. beschließt außerdem, dass der Ad-hoc-Ausschuss vom 
14. bis 18. Februar 2000 tagen, genügend Zeit auf die Behand-
lung der noch offenen Fragen im Zusammenhang mit der Aus-
arbeitung des Entwurfs eines internationalen Übereinkommens 
zur Bekämpfung von nuklearen terroristischen Handlungen 
verwenden und sich mit der Frage der Einberufung, unter der 
Schirmherrschaft der Vereinten Nationen, einer Konferenz auf 
hoher Ebene zur Ausarbeitung konzertierter gemeinsamer Ant-
wortmaßnahmen der internationalen Gemeinschaft auf den Ter-
rorismus in allen seinen Formen und Ausprägungen befassen 
wird, dass die Arbeit, einschließlich des Beginns der Prüfung 
der Möglichkeit der Ausarbeitung eines umfassenden Überein-
kommens über den internationalen Terrorismus innerhalb eines 
umfassenden rechtlichen Rahmens von Übereinkünften betref-
fend den internationalen Terrorismus während der fünfundfünf-
zigsten Tagung der Generalversammlung vom 25. September 
bis 6. Oktober 2000 im Rahmen einer Arbeitsgruppe des Sech-
sten Ausschusses fortgesetzt wird und dass der Ad-hoc-
Ausschuss 2001 einberufen wird, um seine Arbeit fortzusetzen; 

 14. ersucht den Generalsekretär, dem Ad-hoc-Ausschuss 
auch weiterhin die erforderlichen Einrichtungen zur Verfügung 
zu stellen, damit er seine Arbeit wahrnehmen kann; 

 15. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss, der Generalversamm-
lung auf ihrer vierundfünfzigsten Tagung Bericht zu erstatten, 
sofern der Entwurf eines internationalen Übereinkommens zur 
Bekämpfung von nuklearen terroristischen Handlungen fertig-
gestellt wird; 

 16. ersucht den Ad-hoc-Ausschuss außerdem, der Gene-
ralversammlung auf ihrer fünfundfünfzigsten Tagung über den 
Stand der Erfüllung seines Auftrags Bericht zu erstatten; 

 17. beschließt, den Punkt "Maßnahmen zur Beseitigung 
des internationalen Terrorismus" in die vorläufige Tages-
ordnung ihrer fünfundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

RESOLUTION 54/111 

Auf der 76. Plenarsitzung am 9. Dezember 1999 ohne Abstimmung verabschiedet, 
auf der Grundlage des Berichts des Ausschusses (A/54/610) 

54/111. Bericht der Völkerrechtskommission über ihre 
einundfünfzigste Tagung 

 Die Generalversammlung, 

 nach Behandlung des Berichts der Völkerrechtskommission 
über ihre einundfünfzigste Tagung60, 

 unter nachdrücklichem Hinweis auf die Wichtigkeit einer 
Förderung der fortschreitenden Entwicklung und Kodifizierung 
des Völkerrechts als Mittel zur Verwirklichung der Ziele und 
Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen sowie der Erklä-
rung über völkerrechtliche Grundsätze für freundschaftliche 
Beziehungen und Zusammenarbeit zwischen den Staaten im 
Einklang mit der Charta der Vereinten Nationen61, 

 sowie unter nachdrücklichem Hinweis auf die Rolle der 
Völkerrechtskommission bei der Erreichung der Ziele der Völ-
kerrechtsdekade der Vereinten Nationen, 

 in der Erwägung, dass es wünschenswert ist, rechtliche und 
redaktionelle Fragen, insbesondere auch Themen, die der Völ-
kerrechtskommission zur eingehenderen Prüfung unterbreitet 
werden könnten, an den Sechsten Ausschuss zu überweisen und 
den Sechsten Ausschuss und die Kommission in die Lage zu 
versetzen, stärker zur fortschreitenden Entwicklung und Kodi-
fizierung des Völkerrechts beizutragen, 

 unter Hinweis auf die Notwendigkeit, diejenigen völker-
rechtlichen Themen weiter zu untersuchen, die sich wegen des 
Interesses, das ihnen die internationale Gemeinschaft nunmehr 
beziehungsweise erneut entgegenbringt, für die fortschreitende 
Entwicklung und Kodifizierung des Völkerrechts eignen wür-
den und die deshalb in das künftige Arbeitsprogramm der Völ-
kerrechtskommission aufgenommen werden könnten, 

 erfreut über die Abhaltung des Völkerrechtsseminars und 
mit Dank Kenntnis nehmend von den freiwilligen Beiträgen, 
die an den Treuhandfonds der Vereinten Nationen für das Völ-
kerrechtsseminar entrichtet wurden, 

 betonend, dass es nützlich ist, die Aussprache über den Be-
richt der Völkerrechtskommission im Sechsten Ausschuss so zu 
gliedern, dass die Voraussetzungen für eine konzentrierte Be-
schäftigung mit jedem der im Bericht behandelten Hauptpunkte 
gegeben sind, 

 in dem Wunsche, die Beziehungen zwischen dem Sechsten 
Ausschuss als einem Gremium von Regierungsvertretern und 
 
60 Offizielles Protokoll der Generalversammlung, Vierundfünfzigste Tagung, 
Beilage 10 und Korrigenda (A/54/10 und Korr.1 und 2). 
61 Resolution 2625 (XXV), Anlage. 




